
GESCHÄFTSORDNUNG DES AUFSICHTSRATES 

DER BUNDESGESELLSCHAFT FÜR ENDLAGERUNG MBH (BGE) 

 

Der Aufsichtsrat der Bundesgesellschaft für Endlagerung mbH (im Folgenden „Gesellschaft“) gibt sich auf 
der Grundlage des Gesellschaftsvertrages folgende  

 

Geschäftsordnung 

 

I. Aufgaben und Zusammenarbeit mit der Geschäftsführung 

§ 1  

Überwachung und Beratung  

1.1 Der Aufsichtsrat bestellt und berät die Geschäftsführung, überwacht deren Tätigkeit und wirkt in 
den im Gesetz, im Gesellschaftsvertrag und gemäß den in der Geschäftsordnung für die Ge-
schäftsführung vorgesehenen Fällen an Entscheidungen der Geschäftsführung mit.  

 
1.2 Die Aufgaben, Befugnisse und Rechte des Aufsichtsrats ergeben sich unter Beachtung des Public 

Corporate Governance Kodex in der jeweils geltenden Fassung aus den gesetzlichen Bestimmun-
gen, dem Gesellschaftsvertrag der Gesellschaft und dieser Geschäftsordnung. 

 
1.3 Gegenstand der Überwachung sind die Rechtmäßigkeit, die Ordnungsmäßigkeit, die Wirtschaft-

lichkeit und Nachhaltigkeit der Geschäftsführungsentscheidungen. Hierzu gehört insbesondere, 
ob sich die Gesellschaft im Rahmen ihrer satzungsmäßigen Aufgaben betätigt. Die Beratung der 
Geschäftsführung erfolgt zusätzlich unter den Gesichtspunkten der Zweckmäßigkeit.  

 
1.4 Der Aufsichtsrat berät die Geschäftsführung auf Grundlage der Wirkungsziele der Gesellschafterin 

zur Strategie und dem Stand der Strategieumsetzung, zur Planung, zur Geschäftsentwicklung 
(insb. Finanzen, Investitionen und Personal), zur Risikolage, zum Risikomanagement und zur 
Compliance der Gesellschaft. Die Beratungen über das Risikomanagement beinhalten insbeson-
dere die Erkenntnisse aus dem Risikomanagementsystem und, soweit ein solches einzurichten 
ist, aus dem internen Kontrollsystem.  

 
1.5 Der Aufsichtsrat berät über den von der Gesellschafterversammlung ihm vorgelegten Entwurf 

einer Geschäftsordnung für die Geschäftsführung und gibt in diesem Rahmen ein Votum ab.  
 

1.6 Der Aufsichtsrat ist berechtigt, eine außerordentliche Gesellschafterversammlung einzuberufen, 
wenn es im Interesse der Gesellschaft erforderlich ist. 

 

§ 2  

Zusammenarbeit mit der Geschäftsführung und Informationsrechte des Aufsichtsrats 

2.1 Aufsichtsrat und Geschäftsführung arbeiten zum Wohle der Gesellschaft vertrauensvoll zusam-
men. Die bzw. der Vorsitzende des Aufsichtsrats hält zwischen den Sitzungen regelmäßig Kontakt 



zu der Geschäftsführung. Dies gilt im Rahmen der jeweiligen Aufgaben der vom Aufsichtsrat ein-
gerichteten Ausschüsse auch für deren Vorsitzende bzw. Vorsitzenden.  
 

2.2 Neben der Verpflichtung der Geschäftsführung zur Erstattung der Berichte nach § 6 des Gesell-
schaftsvertrags, hat der Aufsichtsrat das Recht, sich umfassend von der Geschäftsführung über 
alle für das Unternehmen relevanten Fragen der Strategien, der Planung, der Geschäftsentwick-
lung, der Wirtschaftlichkeit, der Risikolage, des Risikomanagements und der Compliance sowie 
über Geschäfte von besonderer Bedeutung für die Wirtschaftlichkeit oder Liquidität des Unter-
nehmens und für das Unternehmen bedeutende Veränderungen des wirtschaftlichen Umfelds be-
richten zu lassen.  
 

2.3 Neben der Verpflichtung der Geschäftsführung zur Erstattung der Berichte nach § 6 des Gesell-
schaftsvertrags, hat der Aufsichtsratsvorsitzende das Recht, sich unverzüglich über wichtige An-
lässe bei der Gesellschaft von der Geschäftsführung berichten zu lassen. Ein wichtiger Anlass liegt 
auch vor bei einem geschäftlichen Vorgang bei einem Konzernunternehmen, der erheblichen Ein-
fluss auch auf die Lage der Gesellschaft selbst haben kann.  

 
2.4 Die bzw. der Vorsitzende leitet die Berichte unverzüglich an die Mitglieder des Aufsichtsrats wei-

ter.  
 

2.5 Der Aufsichtsrat kann in entsprechender Anwendung von § 111 Abs. 2 Aktiengesetz (AktG) Prü-
fungen veranlassen. Er kann damit auch einzelne Mitglieder des Aufsichtsrats oder für bestimmte 
Aufgaben besondere Sachverständige beauftragen. 
 

2.6 Es wird ein Büro des Aufsichtsrats zur administrativen Unterstützung der bzw. des Vorsitzenden 
des Aufsichtsrats eingerichtet. Das Büro des Aufsichtsrats führt die Akten des Aufsichtsrats ge-
trennt von den übrigen Akten der Gesellschaft. 

 

§ 3 

Mitwirkung des Aufsichtsrates bei zustimmungsbedürftigen Geschäften  

und Maßnahmen der Geschäftsführung 

3.1  Geschäfte und Maßnahmen der Geschäftsführung von grundlegender Bedeutung bedürfen der 
vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrates. Hierzu gehören Entscheidungen oder Maßnahmen, 
die zu einer erheblichen Veränderung der Geschäftstätigkeit im Rahmen des Gesellschaftsvertrags 
bzw. zu einer grundlegenden Veränderung der Vermögens-, Finanz- oder Ertragslage oder der 
Risikostruktur der Gesellschaft führen können. Dies gilt auch für Nachträge zur Finanz- und Un-
ternehmensplanung, sofern sich im Laufe des Geschäftsjahres ergibt, dass die Finanz- und Un-
ternehmensplanung voraussichtlich nicht eingehalten werden kann. Die in der Geschäftsordnung 
für die Geschäftsführung bestimmten Wertgrenzen finden dabei Anwendung. 

3.2 Die nachstehend aufgeführten Geschäfte dürfen die Mitglieder der Geschäftsführung nach § 7 
des Gesellschaftsvertrages nur mit vorheriger Zustimmung des Aufsichtsrates vornehmen:  

1.  Aufnahme neuer Geschäftszweige im Rahmen des Gesellschaftsvertrages oder Aufgabe 
vorhandener Tätigkeitsgebiete,  

2.  Errichtung und Aufhebung von Zweigniederlassungen,  

3.  Errichtung, Verlegung und Aufhebung von Betriebsstätten,  



4.  Gründung und Erwerb anderer Unternehmen; Erwerb und Veräußerung von Beteiligungen 
an anderen Unternehmen sowie Änderungen der Beteiligungsquote und Teilnahme an ei-
ner Kapitalerhöhung gegen Einlagen,  

5.  Abschluss, Änderung oder Aufhebung von Unternehmensverträgen,  

6.  Investitionen, deren Kosten im Einzelfall eine Grenze von fünf Millionen Euro übersteigen,  

7.  Abschluss, Änderung und Aufhebung von Miet- und Pachtverträgen, deren jeweilige Ge-
samtbelastung über die Vertragslaufzeit mehr als fünf Millionen beträgt,  

8.  Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundeigentum und grundstücksgleichen Rechten 
für die Gesellschaft,  

9.  Abschluss oder Änderung von Anstellungsverträgen und/oder die Gewährung sonstiger Lei-
tungen an Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Mitglieder von Gremien gemäß § 15 
des Gesellschaftsvertrages sofern die Gesamtvergütung im Einzelfall eine Grenze von 
175.000 Euro jährlich (brutto) übersteigt,  

10.  der Abschluss von Honorarverträgen, sofern eine Honorargrenze von fünf Millionen Euro 
jährlich überschritten wird,  

11.  Übernahme von Pensionsverpflichtungen sowie Abfindungen bei Dienstbeendigung, sofern 
diese drei Bruttomonatsgehälter übersteigen,  

12.  Maßnahmen der Tarifbindung oder Tarifgestaltung sowie allgemeine Vergütungs- und Sozi-
alregelungen, insbesondere Bildung von Unterstützungsfonds für regelmäßig wiederkeh-
rende Leistungen, auch in Form von Versicherungsabschlüssen, außerordentliche Zuwen-
dungen jeder Art an die Belegschaft, Gratifikationen, außerdem die Festlegung von Richtli-
nien für die Gewährung von Reise- und Umzugskostenvergütungen, von Trennungsgeld 
und für die Benutzung von Kraftfahrzeugen,  

13.  Einleitung von Rechtsstreitigkeiten mit einem Streitwert höher als fünf Millionen Euro,  

14. Abschluss von Vergleichen und der Erlass von Forderungen, sofern der durch Vergleich ge-
währte Nachlass oder der Nennwert erlassener Forderungen einen Betrag von fünf Millio-
nen Euro übersteigt.  

Der Aufsichtsrat kann durch Beschluss jederzeit weitere Geschäfte von seiner Zustimmung ab-
hängig machen, wobei er diese Zustimmungsvorbehalte regelmäßig auf Zweckmäßigkeit und 
Praktikabilität zu überprüfen hat. 

3.3 Über die Zustimmung entscheidet der Aufsichtsrat durch Beschluss. Der Aufsichtsrat kann wider-
ruflich die Zustimmung zu einem bestimmten Kreis von Geschäften allgemein oder für den Fall, 
dass das einzelne Geschäft bestimmten Bedingungen genügt, im Voraus erteilen.  

 

§ 4 

Bestellung der Geschäftsführung und der bzw. des Vorsitzenden    

der Geschäftsführung 

4.1 Der Aufsichtsrat bestellt die Mitglieder der Geschäftsführung der Gesellschaft nach Maßgabe des 
Gesetzes über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer (Mitbestimmungsgesetz - MitbestG). 

4.2 Der Aufsichtsrat kann eine Vorsitzende bzw. einen Vorsitzenden der Geschäftsführung und deren 
bzw. dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter ernennen. 

 



II. Innere Ordnung des Aufsichtsrats  

§ 5  

Vorsitz und Stellvertretung 

5.1 In seiner konstituierenden Sitzung, zu der es einer besonderen Einladung nicht bedarf, wählt der 
Aufsichtsrat gemäß § 27 Abs. 1 und 2 MitbestG aus seiner Mitte eine Vorsitzende bzw. einen 
Vorsitzenden und deren bzw. dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter. Die Wahlhandlung leitet 
das an Lebensjahren älteste Aufsichtsratsmitglied.  

5.2 Die Amtszeit der bzw. des Vorsitzenden und ihrer bzw. seiner Stellvertretung entspricht, soweit 
bei der Wahl nicht eine kürzere Amtszeit bestimmt wird, ihrer bzw. seiner Amtszeit als Mitglied 
des Aufsichtsrates. Scheidet die bzw. der Vorsitzende oder ihre bzw. seine Stellvertretung vor 
Ablauf ihrer bzw. seiner Amtszeit aus dem Amt aus, so hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine 
Neuwahl des bzw. der Vorsitzenden oder ihrer bzw. seiner Stellvertretung für die restliche Amts-
zeit der bzw. des Ausgeschiedenen durchzuführen.  

5.3  Die bzw. der Vorsitzende des Aufsichtsrats koordiniert die Arbeit im Aufsichtsrat, leitet dessen 
Sitzungen und nimmt die Umsetzung der Beschlüsse und Maßnahmen des Aufsichtsrats nach 
außen, insbesondere gegenüber Gerichten und Behörden, sowie gegenüber der Gesellschafter-
versammlung und der Geschäftsführung, wahr. Ihre bzw. seine Aufgaben und Befugnisse werden 
im Falle ihrer bzw. seiner Verhinderung von ihrer bzw. seiner Stellvertretung wahrgenommen. 

 

§ 6  

Sitzungen des Aufsichtsrates 

6.1 Neben den regelmäßigen Sitzungen des Aufsichtsrates gemäß § 11 Abs. 4 des Gesellschaftsver-
trages sollen weitere Sitzungen stattfinden, soweit die Belange der Gesellschaft dies erfordern. 
Die Sitzungen des Aufsichtsrats finden in der Regel am Sitz der Gesellschaft statt.  

6.2 Die Vorbereitung der Sitzungen erfolgt in der Verantwortung der bzw. des Vorsitzenden. Sie bzw. 
er wird dabei vom Büro des Aufsichtsrats sowie von der Geschäftsführung unterstützt. Der oder 
die Vorsitzende kann das Büro des Aufsichtsrats oder die Geschäftsführung insbesondere beauf-
tragen, in ihrem bzw. seinem Namen die Sitzung einzuberufen. 

6.3 Von Mitgliedern des Aufsichtsrats spätestens vierzehn Tage vor der Sitzung dem oder der Auf-
sichtsratsvorsitzenden genannte Gegenstände sind auf die Tagesordnung zu setzen.  

6.4 Jedes Aufsichtsratsmitglied oder die Geschäftsführung kann unter Angabe des Zwecks und der 
Gründe verlangen, dass die bzw. der Vorsitzende des Aufsichtsrats unverzüglich eine Sitzung des 
Aufsichtsrats einberuft. Die Sitzung muss binnen zwei Wochen nach der Einberufung stattfinden. 
Wird dem Verlangen nicht entsprochen, so kann das Aufsichtsratsmitglied oder die Geschäftsfüh-
rung unter Mitteilung des Sachverhalts und der Angabe einer Tagesordnung selbst die Sitzung 
des Aufsichtsrats einberufen.  

6.5 Die Einberufung erfolgt schriftlich, auch per Telefax oder per E-Mail, mit einer Frist von vierzehn 
Tagen. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der Absendung der Einberufung und der 
Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. In Eilfällen kann die bzw. der Vorsitzende die Frist auf eine 
Woche verkürzen und den Aufsichtsrat auch mündlich oder fernmündlich einberufen.  

6.6 Mit der Einberufung sind Ort und Zeit der Sitzung sowie Gegenstände der Tagesordnung mitzu-
teilen. Auf die Möglichkeit der Teilnahme per Video- oder Telefonkonferenz sowie der Beschluss-
fassung außerhalb von Sitzungen ist in der Einberufung hinzuweisen. Beschlussvorschläge und 



Beratungsunterlagen zu Gegenständen der Tagesordnung sind den Aufsichtsratsmitgliedern spä-
testens vierzehn Tage, in Eilfällen spätestens eine Woche, vor der Sitzung zu übermitteln. Bei der 
Berechnung der Frist werden der Tag der Absendung der Einberufung und der Tag der Sitzung 
nicht mitgerechnet.  

Die Tagesordnung ist zu ergänzen, wenn ein Aufsichtsratsmitglied oder die Geschäftsführung dies 
unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangt. Ergänzungen der Tagesordnung müssen vor 
Ablauf der Einberufungsfrist mitgeteilt werden, soweit die bzw. der Vorsitzende die Frist hierfür 
nicht in entsprechender Anwendung von § 6 Abs. 5 Satz 3 dieser Geschäftsordnung im Einzelfall 
abkürzt oder kein Aufsichtsratsmitglied diesem Vorgehen widerspricht. 

 

§ 7 

Beschlussfassung 

7.1 Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus denen er nach 
Gesetz oder Gesellschaftsvertrag zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnimmt. Der Be-
schlussfähigkeit steht nicht entgegen, dass dem Aufsichtsrat weniger Mitglieder als die durch 
Gesetz oder Gesellschaftsvertrag festgesetzte Zahl angehören. 

7.2 Die Sitzungen werden von der bzw. dem Vorsitzenden, in ihrer bzw. seiner Abwesenheit von der 
bzw. dem stellvertretenden Vorsitzenden des Aufsichtsrats, geleitet.  

7.3 Die bzw. der Vorsitzende des Aufsichtsrats bestimmt die Form der Abstimmung.  

7.4 Beschlüsse des Aufsichtsrates und seiner Ausschüsse werden im Allgemeinen in Sitzungen ge-
fasst. In Ausnahmefällen per Video- oder Telefonkonferenz zugeschaltete Aufsichtsratsmitglieder 
gelten als in der Sitzung anwesend. Dies gilt auch dann, wenn sämtliche teilnehmenden Aufsichts-
ratsmitglieder ausschließlich per Video- oder Telefonkonferenz zugeschaltet sind. Ein diesbezüg-
liches Widerspruchsrecht ist ausgeschlossen.  

7.5 Sind Aufsichtsratsmitglieder ausnahmsweise verhindert, an Sitzungen teilzunehmen, so können 
sie durch ein anderes Mitglied des Aufsichtsrats in der Sitzung eine schriftliche Stimmabgabe 
überreichen lassen. Als schriftliche Stimmabgabe gilt auch eine im Original unterschriebene 
Stimmabgabeerklärung, die per Telefax oder als gescanntes Dokument per E-Mail übermittelt 
wird. Die Überreichung der schriftlichen Stimmabgabe gilt als Teilnahme an der Beschlussfassung.  

7.6 Außerhalb von Sitzungen können in Ausnahmefällen auf Anordnung der oder des Aufsichtsrats-
vorsitzenden im Umlaufverfahren Beschlussfassungen des Aufsichtsrates auch durch mündliche, 
fernmündliche (insbesondere per Telefonkonferenz), schriftliche, durch Telefax oder mittels elekt-
ronischer Kommunikation übermittelte Stimmabgabe erfolgen. Ein Widerspruchsrecht gegen die-
ses Verfahren ist ausgeschlossen. Die so außerhalb der Sitzung gefassten Beschlüsse sowie der 
Grund für den Ausnahmefall werden in der Sitzungsniederschrift der darauffolgenden Sitzung 
festgehalten.  

7.7 Eine Beschlussfassung in der Sitzung kann auf Anordnung der bzw. des Aufsichtsratsvorsitzenden 
mit einer Beschlussfassung außerhalb der Sitzung kombiniert werden (gemischte Beschlussfas-
sung). Ein Widerspruchsrecht gegen diese gemischte Beschlussfassung ist ausgeschlossen.  

7.8 Über Gegenstände, die nicht mindestens eine Woche vor der Sitzung von der bzw. dem Vorsit-
zenden angekündigt worden sind, darf verhandelt und beschlossen werden, wenn kein anwesen-
des Mitglied der Behandlung widerspricht und den abwesenden Mitgliedern Gelegenheit gegeben 
wird, binnen einer von der bzw. dem Aufsichtsratsvorsitzenden bestimmten angemessenen Frist 
der Behandlung bzw. Beschlussfassung zu widersprechen oder ihre Stimme schriftlich abzugeben. 



Im Falle des Widerspruchs gilt ein Beschluss zu diesem Gegenstand dann als nicht zustande ge-
kommen und der Gegenstand ist auf einer neu einzuberufenden Sitzung erneut zu verhandeln. 
Wird ein Widerspruch nicht oder nicht fristgerecht erhoben, gilt die Behandlung sämtlicher Ge-
genstände als genehmigt.  

7.9 Die bzw. der Vorsitzende entscheidet über die Zuziehung von Sachverständigen und Auskunfts-
personen zur Beratung über einzelne Gegenstände der Tagesordnung.  

7.10 Die Mitglieder der Geschäftsführung nehmen an den Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Aus-
schüsse teil, sofern der Aufsichtsrat oder der Ausschuss im Einzelfall keine abweichende Regelung 
trifft bzw. die Beschlussfassung außerhalb der Sitzung erfolgt. 

7.11 Die bzw. der Vorsitzende kann eine einberufene Sitzung aus wichtigen Gründen aufheben oder 
verlegen. 

7.12 Die bzw. der Vorsitzende ist ermächtigt, im Namen des Aufsichtsrats die zur Durchführung der 
Beschlüsse des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse erforderlichen Willenserklärungen abzugeben 
sowie Erklärungen für den Aufsichtsrat entgegenzunehmen. Urkunden und Bekanntmachungen 
des Aufsichtsrats sind von der bzw. dem Vorsitzenden zu unterzeichnen.  

7.13 Soweit das Gesetz, der Gesellschaftsvertrag oder diese Geschäftsordnung nichts anderes be-
stimmt, werden Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Bei der Feststel-
lung des Abstimmungsergebnisses werden Stimmenthaltungen nicht mitgezählt. Ergibt eine Ab-
stimmung im Aufsichtsrat oder einem seiner Ausschüsse Stimmengleichheit, so hat bei einer er-
neuten Abstimmung über denselben Gegenstand die bzw. der Aufsichtsratsvorsitzende bzw. der 
oder die Vorsitzende des Ausschusses zwei Stimmen. § 108 Abs. 3 AktG ist auch auf die Abgabe 
der zweiten Stimme anzuwenden. Der Stellvertreterin bzw. dem Stellvertreter steht die zweite 
Stimme nicht zu.  

7.14 Hat ein Aufsichtsratsmitglied einen Interessenkonflikt dem Aufsichtsrat angezeigt, so ist unver-
züglich über die Behandlung dieses Interessenkonfliktes zu beraten und zu entscheiden, wie hier-
mit umzugehen ist.  

7.15 Ein Mitglied des Aufsichtsrates soll an der Beratung und Beschlussfassung eines Tagesordnungs-
punktes nicht teilnehmen, wenn anzunehmen ist, dass dieses Mitglied durch einen zu fassenden 
Beschluss des Aufsichtsrates einen persönlichen Vorteil erlangen könnte. Gleiches gilt, wenn ein 
Interessenkonflikt vorliegt.  

7.16 Wesentliche und nicht nur vorübergehende Interessenkonflikte sollen zur Beendigung des Auf-
sichtsratsmandats des Aufsichtsratsmitglieds, z.B. durch Amtsniederlegung, führen. 

 

§ 8 

Niederschriften über Sitzungen und Beschlüsse 

8.1 Über die Sitzungen des Aufsichtsrates ist unverzüglich eine Niederschrift anzufertigen, die die 
bzw. der Vorsitzende unterzeichnet. Aus der Niederschrift sind mindestens Ort und Tag der Sit-
zung, die Teilnehmenden, die Gegenstände der Tagesordnung, der wesentliche Gang der Ver-
handlungen sowie die Beschlüsse des Aufsichtsrats wiederzugeben. Über außerhalb einer Sitzung 
gefasste Beschlüsse des Aufsichtsrates ist ebenfalls eine Niederschrift anzufertigen; die Informa-
tion der Mitglieder des Aufsichtsrates ist sicherzustellen. Diese sind zudem in der Niederschrift 
der darauffolgenden Sitzung des Aufsichtsrats festzuhalten. Ein Verstoß gegen die Sätze 1 bis 4 
macht einen Beschluss nicht unwirksam. Jedem Mitglied des Aufsichtsrates ist eine Abschrift der 
Niederschrift auszuhändigen, wobei die Unterzeichnung der Niederschrift auch mittels elektroni-
scher Medien mit einer qualifizierten elektronischen Signatur erfolgen kann.  



8.2 Der Inhalt der Sitzungsniederschrift wird in der folgenden Aufsichtsratssitzung festgestellt.  

8.3 Beschlüsse des Aufsichtsrats können in der Sitzung im Wortlaut protokolliert und sogleich von der 
bzw. von dem Vorsitzenden als Teil der Niederschrift unterzeichnet werden. Soweit Beschlüsse in 
dieser Form protokolliert werden, ist ein Widerspruch gegen die Niederschrift nur in der Sitzung 
möglich.  

8.4 Die bzw. der Vorsitzende bestimmt die Protokollführerin bzw. den Protokollführer. 

 

§ 9  

Rechte und Pflichten  

9.1 Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben die gleichen Rechte und Pflichten.  

9.2 Jedes Mitglied des Aufsichtsrats ist dem Unternehmensinteresse, das insbesondere durch den 
Unternehmensgegenstand und den Unternehmenszweck geprägt ist, verpflichtet. Es darf bei sei-
nen Entscheidungen weder persönliche Interessen verfolgen noch Geschäftschancen, die dem 
Unternehmen zustehen, für sich nutzen. Es hat darauf zu achten, dass ihm für die Wahrnehmung 
seines Mandats genügend Zeit zur Verfügung steht.  

9.3 Die Mitglieder des Aufsichtsrates nehmen die für ihre Arbeit erforderlichen Fortbildungsmaßnah-
men eigenverantwortlich wahr. Dabei werden sie von der Gesellschaft angemessen unterstützt.  

9.4 Jedes Mitglied des Aufsichtsrates legt die in seiner Person liegenden Interessenkonflikte, insbe-
sondere solche, die aufgrund einer Beratung oder Organfunktion bei Kunden, Lieferanten, Kre-
ditgebern oder sonstigen Geschäftspartnern entstehen können, dem Aufsichtsrat gegenüber un-
verzüglich offen.  

9.5 Jedes Mitglied des Aufsichtsrats ist - vorbehaltlich den aus der Mandatsvereinbarung sowie bei 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes den aus den dienstrechtlichen Pflichten resultierenden Be-
richtspflichten gegenüber dem entsendenden und dem beteiligungsführenden Bundesministerium 
- verpflichtet, Stillschweigen über alle vertraulichen Angelegenheiten und Geschäftsgeheimnisse 
der Gesellschaft und ihrer unmittelbaren oder mittelbaren Konzernunternehmen zu bewahren, die 
es in seiner Eigenschaft als Mitglied erfährt, und zwar über die Beendigung als Aufsichtsratsmit-
glied hinaus. Bei Ablauf des Mandats sind alle Unterlagen an die Vorsitzende bzw. den Vorsitzen-
den des Aufsichtsrats zurückzugeben, soweit nicht durch oder aufgrund gesetzlicher Vorschriften 
(einschließlich des für durch den Bund entsandte oder auf seinen Vorschlag gewählte Beamtinnen 
und Beamte geltenden Dienstrechts) eine Aufbewahrung der Unterlagen vorgesehen ist.   

9.6 Die bzw. der Vorsitzende hat Sachverständige und Auskunftspersonen, die zu den Sitzungen hin-
zugezogen werden, vor Sitzungsbeginn auf Stillschweigen über die vertraulichen Angelegenheiten 
und Geschäftsgeheimnisse der Gesellschaft zu verpflichten.  

9.7 Berater- und sonstige Dienstleistungs- und Werkverträge zwischen einem Mitglied des Aufsichts-
rats und der Gesellschaft sollen grundsätzlich nicht für die Dauer des Mandats sowie den Zeitraum 
von 24 Monaten nach Beendigung des Mandats abgeschlossen werden. Im Übrigen gilt § 25 
MitbestG i. V. m. § 114 AktG.  

9.8 Dem Aufsichtsrat soll in der Regel nicht angehören, wer die Altersgrenze im Sinne von § 35 i. V. 
m. § 235 SGB, VI. Buch erreicht hat.  

9.9 Der Aufsichtsrat überprüft regelmäßig, grundsätzlich alle zwei Jahre, die Qualität und Effizienz 
seiner Tätigkeit.  

 



§ 10 

Ausschüsse 

10.1 Der Aufsichtsrat setzt in seiner konstituierenden Sitzung (vgl. § 5 Abs. 1 dieser Geschäftsordnung) 
neben dem gemäß § 27 Abs. 3 MitbestG zu bildenden Vermittlungsausschuss einen Präsidialaus-
schuss (vgl. § 11 dieser Geschäftsordnung) sowie einen Prüfungs- und Risikoausschuss (vgl. § 12 
dieser Geschäftsordnung) ein. Er kann aus seiner Mitte (weitere) fachlich qualifizierte Ausschüsse 
bestellen (Fachausschüsse). Richtet der Aufsichtsrat einen Ausschuss, welchem die Behandlung 
von Verträgen mit Mitgliedern der Geschäftsführung zugewiesen ist, ein, hat diesem Ausschuss 
zwingend die oder der Vorsitzende des Aufsichtsrates anzugehören. 

10.2 Die Ausschüsse erfüllen im Namen und in Vertretung des Aufsichtsrates die ihnen durch das 
Gesetz, diese Geschäftsordnung und besondere Beschlüsse des Aufsichtsrates übertragenen Auf-
gaben. 

10.3 Die Mitglieder der Ausschüsse werden vom Aufsichtsrat für die Zeit gewählt, für die sie zu Mit-
gliedern des Aufsichtsrates bestellt wurden. Sofern die bzw. der Vorsitzende des Aufsichtsrats 
zum Mitglied eines Ausschusses berufen wird, führt sie bzw. er in diesem den Vorsitz. Im Übrigen 
werden die Ausschussvorsitzenden vom Aufsichtsrat bestellt. 

10.4 Die bzw. der Ausschussvorsitzende kann Mitglieder des Aufsichtsrates, die dem Ausschuss nicht 
angehören, in beratender Funktion hinzuziehen. 

10.5 Die für den Aufsichtsrat im Gesetz, im Gesellschaftsvertrag und in dieser Geschäftsordnung ge-
troffenen Regelungen (einschließlich der Regelungen zu Niederschriften über Sitzungen und Be-
schlüsse des Aufsichtsrats) gelten entsprechend für die innere Ordnung der Ausschüsse, soweit 
nicht nachstehend zulässige abweichende Regelungen getroffen sind.  

10.6 Mit Blick auf die von ihnen gegenüber dem Aufsichtsratsplenum abzugebenden Beschlussemp-
fehlungen sind die Ausschüsse beschlussfähig, wenn alle Mitglieder eingeladen sind und mindes-
tens drei Mitglieder an der Beschlussfassung teilnehmen. § 27 Abs. 3 und § 31 Abs. 3 MitbestG 
bleiben unberührt. 

10.7 Die jeweiligen Ausschussvorsitzenden berichten regelmäßig an den Aufsichtsrat über die Arbeit 
der Ausschüsse. 

10.8 Der Aufsichtsrat kann für die von ihm eingerichteten Ausschüsse gesonderte Geschäftsordnungen 
erlassen. Die Regelungen solcher Geschäftsordnungen in ihrer jeweils geltenden Fassung gehen 
den Regelungen dieser Geschäftsordnung im Fall von Widersprüchen vor. 

 

§ 11 

Präsidialausschuss  

11.1 Der Präsidialausschuss unterstützt die bzw. den Vorsitzenden des Aufsichtsrats bei der Wahrneh-
mung ihrer bzw. seiner Aufgaben. Weiter hat dieser die Aufgabe der Vorbereitung und Unterbrei-
tung von Beschlussempfehlungen an den Aufsichtsrat betreffend Grundsatzentscheidungen, ins-
besondere bei  

a)  Abschluss, Änderung und Beendigung von Dienstverträgen mit Mitgliedern der Geschäfts-
führung und mit früheren Mitgliedern der Geschäftsführung; 

b)  erforderlicher Zustimmung und Beschlussfassung eines Aufsichtsratsmitglieds in den Fällen 
der §§ 114 und 115 AktG und zu sonstigen Rechtsgeschäften gegenüber einem Mitglied der 
Geschäftsführung gemäß § 112 AktG. 



11.2 Dem Präsidialausschuss gehören die bzw. der Vorsitzende des Aufsichtsrats, ihre oder seine Stell-
vertreterin bzw. ihr oder sein Stellvertreter und zwei weitere vom Aufsichtsrat zu wählende Mit-
glieder des Aufsichtsrats, darunter mindestens ein Vertreter des Bundes, an. 

 

§ 12  

Vermittlungsausschuss 

12.1 Dem Vermittlungsausschuss obliegen die in § 27 Abs. 3 i. V. m. § 31 Abs. 3 Satz 1 MitbestG 
bezeichneten Aufgaben.  

12.2 Dem Vermittlungsausschuss gehören gemäß § 27 Abs. 3 MitbestG die bzw. der Vorsitzende des 
Aufsichtsrats, ihre oder seine Stellvertreterin bzw. ihr oder sein Stellvertreter und zwei weitere 
vom Aufsichtsrat gemäß § 27 Abs. 3 MitbestG zu wählende Mitglieder des Aufsichtsrats an.  

 

     § 13 

Prüfungs- und Risikoausschuss 

13.1 Der Prüfungs- und Risikoausschuss überwacht den Rechnungslegungsprozess, die Wirksamkeit 
des internen Kontrollsystems, des Risikomanagementsystems und des internen Revisionssystems 
sowie die Abschlussprüfung, hier insbesondere die Auswahl und die erforderliche Unabhängigkeit 
der Abschlussprüferin bzw. des Abschlussprüfers, die Erteilung des Prüfungsauftrags an die Ab-
schlussprüferin bzw. den Abschlussprüfer, die Bestimmung von Prüfungsschwerpunkten, die Zu-
satzleistungen und die Honorarvereinbarung.  

13.2 Dem Prüfungs- und Risikoausschuss gehören vier Mitglieder an. An deren fachliche Qualifikation 
sind besonders hohe Maßstäbe zu legen, wobei ein Mitglied des Prüfungs- und Risikoausschusses 
über Sachverstand auf dem Gebiet der Rechnungslegung und ein weiteres Mitglied über Sachver-
stand auf dem Gebiet der Abschlussprüfung verfügen soll.  

13.3 Mitglied des Prüfungs- und Risikoausschusses kann nicht sein, wer in den letzten fünf Jahren 
Mitglied der Geschäftsführung des Unternehmens war. 

13.4 Die bzw. der Vorsitzende des Prüfungs- und Risikoausschusses wird vom Aufsichtsrat gewählt, 
wobei weder die bzw. der Vorsitzende des Aufsichtsrats noch ein ehemaliges Mitglied der Ge-
schäftsführung der Gesellschaft zur Wahl vorgeschlagen werden dürfen.  
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